
Düsseldorfer Amtsblatt
Amtliche Bekanntmachungen

Nr. 44/45 • 72. Jahrgang 11. November 2017

Allgemeinverfügung
Mitführungs- und Benutzungsverbot von Glasbehältnissen in der 
Düsseldorfer Altstadt an Karneval 2018
Gemäß § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau 
und Befugnisse der Ordnungsbehörden – Ord
nungsbehördengesetz (OBG) – in Verbindung mit 
§ 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) 
erlässt der Oberbürgermeister der Landeshaupt
stadt Düsseldorf für Altweiberfastnacht, Karne
valssonntag und Rosenmontag 2018 folgende 

Allgemeinverfügung

–  Mitführungs- und Benutzungsverbot von 
Glasbehältnissen

Das Mitführen und die Benutzung von Glasbehält
nissen ist außerhalb von geschlossenen Räumen 
in den unter Ziffer 2 genannten Zeiträumen in 
dem unter Ziffer 3 genannten Bereich untersagt.

Glasbehältnisse sind alle Behältnisse, die aus 
Glas hergestellt sind, wie zum Beispiel Flaschen 
und Gläser.

Von diesem Verbot ausgenommen ist das Mitfüh
ren von Glasbehältnissen durch Getränkelieferan
ten und Personen, welche diese offensichtlich 
und ausschließlich zur unmittelbaren Mitnahme 
zur häuslichen Verwendung erworben haben.

–  Zeitlicher Geltungsbereich

Das Verbot gilt in dem unter Ziffer 3 genannten 
Bereich für: 

Altweiberfastnacht
Donnerstag, 08.02.2018 von 8.00 Uhr bis Frei
tag, 09.02.2018, 5.00 Uhr

Karnevalssonntag
Sonntag, 11.02.2018 von 12.00 Uhr bis Mon
tag, 12.02.2018, 8.00 Uhr

Rosenmontag
Montag, 12.02.2018 von 08.00 Uhr bis Diens
tag, 13.02.2018, 5.00 Uhr

–  Räumlicher Geltungsbereich

Das Mitführungs- und Benutzungsverbot nach Zif
fer 1 gilt in dem wie folgt umgrenzten Bereich der 
Altstadt (an der Nordgrenze beginnend im Uhrzei
gersinn): 

Emilie-Schneider-Platz, Altestadt, Ratinger Stra
ße, Heinrich-Heine-Allee (westliche Seite zwischen 
der Ratinger Straße und der Flinger Straße ein
schließlich Mittelstreifen), Flinger Straße, Berger 
Straße, Hafenstraße, Schulstraße, Rathausufer, 

Rheinwerft, Schloßufer (bis auf die Schulstraße 
und die Heinrich-Heine-Allee jeweils einschließ
lich).

Der räumliche Geltungsbereich ist der beigefüg
ten Karte zu entnehmen. Die Karte ist Bestandteil 
der Allgemeinverfügung.

–  Anordnung der sofortigen Vollziehung

Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird 
gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet. Eine 
etwa eingelegte Klage hat daher keine aufschie
bende Wirkung.

–  Androhung von Zwangsmitteln

Hiermit drohe ich für den Fall des Mitführens oder 
Benutzens eines Glasbehältnisses innerhalb des 
zeitlichen und räumlichen Geltungsbereiches die
ser Allgemeinverfügung das Zwangsmittel des 
unmittelbaren Zwangs in Form der Wegnahme 
des mitgeführten Glasbehältnisses bzw. der mit
geführten Glasbehältnisse an.

–  Bekanntgabe

Diese Verfügung wird gemäß § 41 Absatz 3 und 
4 Verwaltungsverfahrensgesetz Nordrhein-West
falen (VwVfG NRW) öffentlich bekannt gemacht 
und gilt mit dem auf die Bekanntmachung folgen
den Tag als bekannt gegeben.

Begründung: 

Seit Jahrzehnten erfreut sich der Düsseldorfer 
Straßenkarneval einer regionalen und überregio
nalen Bekanntheit und Beliebtheit und wird daher 
regelmäßig von mehreren hunderttausend Besu
chern aufgesucht. Dabei werden im öffentlichen 
Straßenraum regelmäßig Getränke konsumiert. 
Die Getränke befinden sich überwiegend in Glas
behältnissen und werden nicht nur in den umlie
genden Einzelhandels- und Gastronomiebetrieben 
vor Ort gekauft, sondern von den Feiernden viel
fach mitgebracht.

In früheren Jahren (bis einschließlich 2010) wurde 
festgestellt, dass eine ordnungsgemäße Entsor
gung der Getränkebehältnisse häufig unterbleibt. 
Ein sehr hoher Anteil der Flaschen wurde achtlos 
auf den Boden geworfen oder abgestellt, wo sie 
durch die Feiernden – versehentlich oder absicht
lich – weggetreten wurden und zersplitterten.

Nach kurzer Zeit waren die Straßen mit Scherben 
und zerbrochenen Glasbehältnissen übersät. 
Diese wurden für die Besucher zur Stolperfalle 
und verursachten Verletzungen.

Mit Anstieg des Alkoholgenusses erhöht sich 
nicht nur die Stolper- und damit verbundene Ver
letzungsgefahr, sondern erfahrungsgemäß auch 
die Gewaltbereitschaft der Besucher und Besu
cherinnen. In diesem Kontext wurden vielfach Fla
schen bzw. Flaschenteile als Schlag- und Stich
waffe oder Wurfgeschoss gegen andere Besu
cher sowie gegen die eingesetzten Ordnungs
kräfte eingesetzt.

Schließlich führte der Scherbenteppich zu Schä
den an den Fahrzeugen der eingesetzten Einsatz-
und Rettungsdienste und erschwerte die Arbeit 
der Einsatzkräfte. Insbesondere durch Schäden 
an Rettungsfahrzeugen können im Einzelfall u. U. 
akute, lebensrettende Einsätze nur mit erhebli
cher Zeitverzögerung durchgeführt werden. 

In 2010 zusätzlich bereitgestellte Glassammelbe
hälter wurden für sich genommen nur wenig 
genutzt und führten nicht zu einer nennenswerten 
Reduzierung des Scherbenteppichs auf den Stra
ßen.

Eine Reinigung der Straßen während der Veran
staltung ist aufgrund des hohen Besucherauf
kommens nicht möglich.

Die von den Glasbehältnissen und Scherben aus
gehende Gefahr kann durch die Kräfte der Poli
zei, der Feuerwehr, den Hilfsorganisationen, dem 
Ordnungs- und Servicedienst und der AWISTA, 
nicht wirkungsvoll beseitigt bzw. auf ein hinnehm
bares Maß reduziert werden.

Gleichartige Allgemeinverfügungen in den Jahren 
2011 bis 2017 hatten die Sicherheit des Karne
vals erheblich verbessert. Die Zahl der Schnitt
verletzungen durch Glasscherben konnte durch 
diese Maßnahme drastisch reduziert werden. Die 
Besucherinnen und Besucher haben diese Ver
besserung praktisch durchgängig sehr positiv 
aufgenommen.

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Aspek
te, insbesondere der Erkenntnisse aus dem Jahr 
2010 bestehen keine Zweifel daran, dass auch in 
der kommenden Karnevalszeit mit erheblichen 
Personen- und/oder Sachschäden gerechnet 
werden muss, wenn das Mitführen und/oder das 
Benutzen von Glasbehältnissen nicht untersagt 
wird.
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Um diese Gefährdungsreduzierung nachhaltig zu 
gewährleisten, wird auch im kommenden Jahr ein 
Mitführungs- und Benutzungsverbot von Glasbe
hältnissen für erforderlich gehalten.

Zu 1.

Gemäß §§ 1, 3, 4 und 5 des Gesetzes über Auf
bau und Befugnisse der Ordnungsbehörden – 
Ordnungsbehördengesetz (OBG) bin ich die für 
die getroffene Anordnung zuständige Behörde.

Nach § 14 Absatz 1 Ordnungsbehördengesetz 
können die Ordnungsbehörden die notwendigen 
Maßnahmen treffen, um eine im Einzelfall beste
hende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung abzuwehren.

Eine derartige Gefahr besteht darin, dass bei 
ungehindertem Ablauf des Geschehens sicher 
damit zu rechnen ist, dass die Besucher des Düs
seldorfer Straßenkarnevals Getränke in Glasbe
hältnissen in die Altstadt mitbringen und dort kon
sumieren werden, und dass sie die Glasbehältnis
se anschließend nicht ordnungsgemäß entsorgen 
werden, sondern so auf die Straße stellen bzw. 
werfen, dass die Behältnisse nachfolgend zer
stört werden mit der Folge, dass anschließend 
Besucher über die Scherben stolpern und/oder 
sich bei sonstigen Stürzen an den Scherben ver
letzen werden.
Aufgrund der großen Mengen ist auch damit zu 
rechnen, dass Scherben durch das Schuhwerk 
dringen und Verletzungen der Feiernden verursa
chen.
Von den Glasflaschen und Gläsern geht zudem 
eine erhebliche Gefahr für Leib, Leben und 
Gesundheit aus, wenn diese missbräuchlich als 
Wurf- und Stichwaffen gegen Menschen einge
setzt werden.
Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Perso
nen, die sich in dem unter Ziffer 3 genannten 
Bereich aufhalten und Glasbehältnisse mit sich 
führen bzw. diese benutzen.

Das Mitführ- und Benutzungsverbot von Glasbe
hältnissen soll sicherstellen, dass Glasbehältnis
se erst gar nicht in den unter Ziffer 3 genannten 
Bereich gelangen. Dadurch soll eine gegenwärti
ge erhebliche Gefahr abgewendet werden.

Das Verbot ist geeignet, um Gefahren für die Fei
ernden, Einsatzkräfte und unbeteiligte Dritte 
durch Flaschen, Gläser und Glasscherben in dem 
zu Karneval stark frequentierten Altstadtbereich 
abzuwehren und somit einen Beitrag zu ihrer kör
perlichen Unversehrtheit zu leisten.

Ein milderes Mittel zur Erreichung dieses Zwek
kes besteht nicht.
Aufklärungsmaßnahmen gegenüber den Besu
chern und die Erweiterung der Entsorgungsmög
lichkeiten – ohne ordnungsbehördliches Verbot – 
haben in den Jahren bis 2010 nicht zu einer nen
nenswerten Reduzierung des Scherbenaufkom
mens geführt.
Die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten bei 
rechtswidriger Abfallentsorgung reduziert in der 
aktuellen Lage das Scherbenaufkommen nicht. 
Eine abschreckende Wirkung könnte – wenn sie 
sich überhaupt erreichen lässt – erst zu späteren 
Terminen erzielt werden.

Auch die Aussprache von Platzverweisen in Ein
zelfällen führt nicht zur Beseitigung der Gefahr, 
da bei der hohen Besucherzahl naturgemäß nur 
ein kleiner Bruchteil der aktiv ordnungswidrig han
delnden Personen festgestellt und entsprechend 

sanktioniert werden kann und überdies auch in 
diesen Fällen die bereits verursachten Scherben 
nicht mehr kurzfristig entfernt werden können.

Die Voraussetzungen des § 19 OBG für die Inan
spruchnahme nicht verantwortlicher Personen 
sind gegeben, weil es um die Abwehr einer 
gegenwärtigen erheblichen Gefahr für hohe 
Rechtsgüter der Beteiligten geht. Eine Beschrän
kung der Maßnahmen auf die ordnungswidrig 
handelnden Personen verspricht aufgrund der 
hohen Fallzahlen keinen Erfolg.
Eine sofortige Entsorgung der Flaschen, Gläser 
und Scherben durch dafür eingesetztes eigenes 
Personal ist aufgrund des hohen Besucherauf
kommens nicht realisierbar.
Für die in Anspruch genommenen Personen 
ergibt sich aus dem Mitführungs- und Benut
zungsverbot keine eigene Gefährdung und keine 
Verletzung höherwertiger Pflichten.

In räumlicher und zeitlicher Hinsicht ist die Maß
nahme auf das erforderliche Maß beschränkt.

Das Verbot ist, insbesondere unter Beachtung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit (§ 15 
OBG), auch angemessen.

Das Verbot der Benutzung und Mitführung von 
Glasbehältnissen in dem unter Ziffer 2 und 3 
bezeichneten zeitlichen und räumlichen Geltungs
bereich stellt zwar grundsätzlich eine Einschrän
kung der allgemeinen Handlungsfreiheit dar. Die 
Beeinträchtigung ist jedoch geringfügig, weil die 
Möglichkeit verbleibt, Getränke etc. in alternati
ven Behältnissen (z. B. aus Kunststoff) mitzufüh
ren und zu konsumieren.

Ausgenommen von dem unter Ziffer 1 angeord
neten Mitführungsverbot von Glasbehältnissen 
sind lediglich Getränkelieferanten und Personen, 
welche diese offensichtlich und ausschließlich zur 
unmittelbaren Mitnahme zur häuslichen Verwen
dung erworben haben. Für Getränkelieferanten 
und Bewohner innerhalb des räumlichen Gel
tungsbereiches besteht somit weiterhin die Mög
lichkeit, Getränke bei den Gewerbebetrieben 
anzuliefern bzw. mit nach Hause zu nehmen. Bei 
diesem Personenkreis ist eine kurzfristige ord
nungswidrige Entsorgung leerer Behältnisse im 
Straßenraum nicht anzunehmen.

Der Verkauf von Getränken in Glasbehältnissen 
zum Konsum außer Haus wird den in dem räum
lichen Geltungsbereich gelegenen Gaststätten, 
Imbissbetrieben und sonstigen Betrieben, die 
üblicherweise Glasflaschen etc. verkaufen (Kios
ke, Supermärkte, Einzelhandel usw.) mit separa
ten Ordnungsverfügungen entsprechend unter
sagt.

Zu 2.

Der zeitliche Geltungsbereich wurde aufgrund 
der Erfahrungen der vergangenen Jahre festge
legt. Die Erfahrungen aus den Jahren 2011 bis 
2017 wurden dabei berücksichtigt.
An den aufgeführten Tagen ist das Besucherauf
kommen in dem unter Ziffer 3 genannten Bereich 
am Höchsten und damit auch das Risiko, durch 
Flaschen, Glas und Glasscherben verletzt zu wer
den.

Zu 3.

Die Festlegung des räumlichen Geltungsberei
ches erfolgte unter Berücksichtigung der bisher 

gewonnenen Erkenntnisse der Ordnungs- und 
Sicherheitsbehörden. 

Der Hauptanziehungspunkt für die Besucher des 
Straßenkarnevals ist der unter Ziffer 3 genannte 
Bereich.

Der räumliche Geltungsbereich wurde auf diesen 
besonders gefährdeten Bereich der Altstadt 
beschränkt.

Zu 4.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung meiner 
Verfügung zu Ziffer 1 ist gemäß § 80 Absatz 2 
Nummer 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
im öffentlichen Interesse geboten. Ein gegen 
diese Verfügung eingelegter Rechtsbehelf entfal
tet somit keine aufschiebende Wirkung.

Angesichts der drohenden Gefahr für die 
geschützten Rechtsgüter, die von nicht ordnungs
gemäß entsorgten Glasbehältnissen ausgeht, 
kann der Ausgang eines verwaltungsgerichtli
chen Verfahrens nicht abgewartet werden. Das 
private Interesse an der Nutzung von Glasbehält
nissen im öffentlichen Bereich muss für den zeit
lich und örtlich begrenzten Geltungsbereich den 
bedeutenden Schutzgütern gegenüber zurück
stehen. 

Dem Interesse des Einzelnen an der aufschieben
den Wirkung eines Rechtsbehelfs kommt mit 
Blick auf die schützenswerten Rechtsgüter, ins
besondere die körperliche Unversehrtheit, eine 
nachrangige Bedeutung zu.

Zu 5.

Die Androhung von Zwangsmitteln erfolgt auf der 
Grundlage der §§ 55, 58, 62 und 63 des Verwal
tungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nord
rhein-Westfalen – VwVG NRW.

Vorliegend wird gemäß § 62 VwVG NRW das 
Zwangsmittel des unmittelbaren Zwanges ange
droht.
Gem. § 58 Absatz 3 VwVG NRW darf der unmit
telbare Zwang nur angewendet werden, wenn 
andere Zwangsmittel nicht zum Ziel führen oder 
untunlich sind. Zweck des Mitführungs- und 
Benutzungsverbotes ist es, den räumlichen Gel
tungsbereich von Glasgefäßen frei zu halten, um 
die oben beschriebenen Gefahren zu vermeiden. 
Vor diesem Hintergrund muss auch ein Zwangs
mittel angedroht werden, das zum sofortigen 
Erfolg führt und wirksam verhindert, dass Glas in 
den Bereich gelangt und dort benutzt wird.

Da weder durch die Androhung und Festsetzung 
eines Zwangsgeldes die sofortige Beseitigung 
der Gefahr erreicht werden kann und zudem auch 
ein angemessenes Zwangsgeld den Wert des 
Inhalts eines Glasbehältnisses im Regelfall über
steigen dürfte, ist die Anwendung des unmittel
baren Zwangs auch das mildeste geeignete Mit
tel und damit verhältnismäßig. Eine dieser Maß
nahme vorgeschaltete Aufforderung, sich mit 
dem mitgeführten Glasbehältnis aus der Verbots
zone zu entfernen, ist ungeeignet und untunlich, 
da die Befolgung dieser Aufforderung faktisch 
nur mit einem sehr hohen Zeitaufwand zu kon
trollieren wäre, und die Bindung der Einsatzkräfte 
von Ordnungsamt oder Polizei an einen einzelnen 
„Fall“ insgesamt die Effektivität der ordnungs
behördlichen Kontrollen erheblich gefährden 
würde.
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben 
werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht 
Düsseldorf (Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf 
oder Postfach 200860, 40105 Düsseldorf) 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe
amten der Geschäftsstelle oder in elektronischer 
Form nach Maßgabe der Verordnung über den 
elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwal

tungsgerichten und den Finanzgerichten im 
Lande Nordrhein – Westfalen (Elektronische 
Rechtsverordnung Verwaltungs- und Finanzge
richte – ERVVO VG/FG) vom 7. November 2012 
(GV. NRW S. 548) zu erheben.

Wird die Klage schriftlich erhoben, soll sie mög
lichst dreifach eingereicht werden.

Die vorgenannte Allgemeinverfügung wird hiermit 
bekannt gemacht.

Düsseldorf, 26.10.2017

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Christian Zaum
Beigeordneter

Karte zum Geltungsbereich der Allgemeinverfügung Glasverbot 2018
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Allgemeinverfügung
Mitführ- und Abbrennverbot für Feuerwerkskörper der Kategorie F2 
in der Düsseldorfer Altstadt an Silvester 2017/2018
Gemäß § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau 
und Befugnisse der Ordnungsbehörden – Ord
nungsbehördengesetz (OBG) – in Verbindung mit 
§ 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) 
erlässt der Oberbürgermeister der Landeshaupt
stadt Düsseldorf für Silvester 2017 und Neujahr 
2018 folgende 

Allgemeinverfügung
1. Mitführ- und Abbrennverbot für Feuer
werkskörper der Kategorie F2 

Im Zeitraum von

Sonntag, 31. Dezember 2017 (Silvester) 
20:00 Uhr 
bis 
Montag, 1. Januar 2018 (Neujahr), 6:00 Uhr 

ist das Mitführen und die Verwendung pyrotechni
scher Gegenstände der Kategorie F2 im Sinne 
des Sprengstoffrechts (§ 3a Abs. 1 des Spreng
stoffgesetzes – (SprengG)) auf allen öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plätzen sowie in öffentlichen 
Anlagen in dem aus der als Anlage beigefügten 
Karte ersichtlichen Bereich untersagt. Die Karte 
ist Bestandteil dieser Allgemeinverfügung.

Nachrichtlich wird der Geltungsbereich umschrie
ben als das Gebiet zwischen Emilie-Schneider
Platz, Altestadt, Ratinger Straße, Heinrich-Heine
Allee (westliche Seite zwischen der Ratinger Stra
ße und der Flinger Straße einschließlich des 
gesamten Mittelstreifens), nördliche Seite der 
Flinger Straße, an der Kreuzung zur Marktstraße 
diagonal nach Südwesten zum Kreuzungsbereich 
Rheinstraße/Berger Straße wechselnd, südliche 
Seite der Rheinstraße, Akademiestraße (östliche 
Seite), Hafenstraße (nordwestliche Seite), Schul
straße (nördliche Seite), Rathausufer, dort 
zunächst südlich entlang am Unteren Rheinwerft 
(östliche Seite) bis einschließlich zum Umweltinfo
Zentrum (UIZ), von dort weiter nördlich der west
lichen Seite der Unteren Rheinwerft folgend bis 
zum Emilie-Schneider-Platz. 

2. Anordnung der sofortigen Vollziehung

Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird 
gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsge
richtsordnung angeordnet. Eine etwa eingelegte 
Klage hat daher keine aufschiebende Wirkung.

3. Zwangsmittelandrohung

Für jedes Mitführen von pyrotechnischen Gegen
ständen unter Verstoß gegen diese Verfügung 
wird hiermit das Zwangsmittel des unmittelbaren 
Zwangs in Form der Wegnahme und Vernichtung 
der mitgeführten pyrotechnischen Gegenstände 
angedroht.

4. Bekanntgabe

Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 41 

Absatz 3 und 4 VwVfG NRW öffentlich bekannt 
gemacht und gilt mit dem auf die Bekanntma
chung folgenden Tag als bekannt gegeben.

Sachverhalt

Diese Verfügung beruht auf folgendem Sachver
halt: Die Düsseldorfer Altstadt mit ihren engen 
Gassen, dem Burgplatz und der Rheinuferprome
nade ist zum Jahreswechsel traditionell Anzie
hungspunkt für viele tausend Menschen, die dort 
das Neue Jahr begrüßen wollen.
Nach Feststellungen von Feuerwehr und Polizei in 
den vergangenen Jahren wurden dabei auf den 
öffentlichen Verkehrsflächen in großen Zahlen 
Feuerwerkskörper abgebrannt, die rechtlich als 
pyrotechnische Gegenstände der Kategorie F2 
einzuordnen sind. Für eine sichere Benutzung die
ser Feuerwerkskörper sind in Zulassung und 
Gebrauchsanweisung Sicherheitsabstände von 
üblicherweise 8 Metern Radius vorgeschrieben, 
die von Personen frei sein und bleiben müssen. 
Diese Sicherheitsabstände wurden in großer Zahl 
nicht eingehalten.
Des Weiteren wurden Raketen gezündet, obwohl 
aufgrund der beengten räumlichen Verhältnisse 
und der großen Personenzahlen namentlich auf 
dem Burgplatz damit zu rechnen war, dass die 
abstürzenden Reste (Holzstangen) Personen tref
fen und verletzen würden. Derart hervorgerufene 
Kopfplatzwunden wurden von den Rettungsdien
sten zum Jahreswechsel 2015/2016 als relativ 
hoher Anteil unter den insgesamt 28 Hilfeleistun
gen bzw. Krankenhaustransporten des zur Silve
sternacht am Burgplatz stationierten Rettungs
und Sanitätsdienstes erfasst.
Darüber hinaus wurden Einsatzkräfte von Polizei, 
Feuerwehr, Ordnungsamt und Rettungsdiensten 
in einer Vielzahl von Fällen – häufig aus Personen
gruppen oder Menschenmengen heraus - mit Feu
erwerkskörpern beworfen oder beschossen und 
dadurch in der Gesundheit gefährdet und in der 
Arbeit behindert.
Neben pyrotechnischen Gegenständen der Kate
gorie F2 wurden auch pyrotechnische Gegenstän
de verwendet, die in Deutschland nicht zugelas
sen sind (umgangssprachlich sog. »Polenböller«).

Vor diesem Hintergrund wurde zum Jahreswech
sel 2016/2017 erstmalig eine vergleichbare All
gemeinverfügung erlassen. Durch diese Maßnah
me konnten Verletzungen durch Feuerwerkskör
per drastisch reduziert werden; im Erste-Hilfe-
Bereich auf dem Burgplatz musste keine Person 
auf Grund derartiger Verletzungen behandelt wer
den.

Begründung

Zum Mitführ- und Verwendungsverbot

Gemäß §§ 1, 3, 4 und 5 OBG bin ich die für die 
getroffene Anordnung zuständige Behörde. Die 
Maßnahme dient der Abwehr einer im Einzelfall 
bestehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
und ist damit nach § 14 Absatz 1 OBG zulässig. 
Bei ungehindertem Ablauf des Geschehens ist mit 
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zu 
erwarten, dass zum Jahreswechsel 2017/2018 

zahlreiche Personen die Düsseldorfer Altstadt 
aufsuchen werden und dort auf öffentlichen Ver
kehrsflächen pyrotechnische Gegenstände ver
wenden werden, obwohl sie aufgrund der dichten 
Bebauung und der großen Menschenmengen 
weder die erforderlichen Sicherheitsabstände 
von Personen freihalten können noch gewährlei
sten können, dass keine Personen von Querschlä
gern oder den Resten abgebrannter Raketen 
getroffen werden.
Nach den Erfahrungen der früheren Jahre ist 
zudem mit der Verwendung nicht zugelassener 
Feuerwerkskörper unter Verstoß gegen § 5 Abs. 
1 des Sprengstoffgesetzes (SprengG) zu rech
nen.
Schließlich ist nach den Erfahrungen früherer 
Jahre auch damit zu rechnen, dass in nicht gerin
ger Zahl pyrotechnische Gegenstände gezielt 
gegen Personen – insbesondere Einsatzkräfte – 
gerichtet werden.

Dieses Verhalten verursacht erhebliche Gefahren 
für Leben und Gesundheit von Feiernden wie Ein
satzkräften. Erheblich ist auch die Gefährdung 
der Funktionsfähigkeit staatlicher Organe in 
Gestalt von Polizei und Rettungsdiensten, die 
durch einen »Beschuss« ihrer Kräfte mit Feuer
werkskörpern unmittelbar in ihrer Einsatzfähigkeit 
und Aufgabenerledigung beeinträchtigt werden. 
Im Rahmen des mir eingeräumten Ermessens 
habe ich mich daher zu dieser Verfügung ent
schlossen.

Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Perso
nen, die sich in dem bezeichneten Bereich aufhal
ten und pyrotechnische Gegenstände im Sinne 
dieser Verfügung mit sich führen bzw. verwenden 
wollen.

Das Verbot ist geeignet, um die beschriebenen 
Gefahren abzuwehren.
Deutlich ist das an der gleichartigen Allgemein
verfügung des letzten Jahres zu erkennen, auf 
Grund derer die Zahl der durch Verletzungen von 
Feuerwerkskörpern behandelten Personen im 
Erste-Hilfe-Bereich auf Null gesunken ist.
Ein geeignetes milderes Mittel zur Erreichung die
ses Zweckes besteht nicht:
Aufklärungsmaßnahmen gegenüber den Besu
chern sind nicht erfolgversprechend. Für pyro
technische Gegenstände sind die erforderlichen 
standardisierten und leicht verständlichen Infor
mationen über die Sicherheitsabstände regelmä
ßig Gegenstand der entsprechenden Bedienungs
anleitungen. Diese werden von den Betroffenen 
erst gar nicht zur Kenntnis genommen oder 
bewusst missachtet.
Bei Personen, die sich nicht zugelassene Feuer
werkskörper beschaffen, oder die Feuerwerks
körper gegen Personen richten, ist aufgrund der 
i.d.R. zumindest bedingt vorsätzlichen Bege
hungsform anzunehmen, dass sie Gesundheits
gefahren für sich und andere billigend in Kauf neh
men.

Mittel des Strafrechts oder des Ordnungswidrig
keitenrechts sind nicht geeignet, die in der kon
kreten Situation zu befürchtenden Gesundheits
schäden zu verhindern. Sie waren auch vor der 
erstmaligen Anordnung des Mitführverbots schon 
grundsätzlich möglich, haben aber keine erkenn
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bare Wirkung gehabt. Wesentliche Ursache dafür 
ist der Umstand, dass eine konkrete Zuordnung 
einzelner Feuerwerkskörper zu identifizierten Per
sonen unter den Bedingungen der Silvesternacht 
mit Dunkelheit und hohen Personendichten weder 
für die Geschädigten noch für sonstige Zeugen 
oder die Einsatzkräfte möglich ist.

Die Verfügung richtet sich an alle Personen, die 
den fraglichen Bereich zum Jahreswechsel mit 
Feuerwerkskörpern betreten wollen und damit 
auch an sog. Nichtstörer im Sinne des § 19 OBG, 
etwa wenn diese Personen den Bereich unter Mit
führung von pyrotechnischen Gegenständen nur 
passieren wollen und/oder für das Abbrennen 
ihrer zugelassenen Feuerwerkskörper – abwei
chend von den o. a. Annahmen – ausnahmsweise 
doch über eine Fläche verfügen, auf der sie die 
bestimmungsgemäße Verwendung gewährleisten 
können. Die Inanspruchnahme der Nichtstörer ist 
jedoch gem. § 19 OBG zulässig. Die Maßnahme 
dient der Abwehr der oben bezeichneten erhebli
chen Gefahr, nämlich dem Schutz von Leben und 
Gesundheit sowohl der Besucher als auch der 
eingesetzten Kräfte von Sicherheitsbehörden und 
Rettungsdiensten. Diese Gefahr ist auch gegen
wärtig, da mit ihrem Eintritt bei ungehindertem 
Ablauf der Geschehnisse in allernächster Zeit mit 
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zu 
rechnen ist.
Maßnahmen gegen Störer oder durch eigene 
Maßnahmen der Ordnungsbehörde sind nicht 
rechtzeitig möglich: Ist ein Feuerwerkskörper 
erst einmal missbräuchlich gezündet, so ist es 
i. d. R. zu spät für sichernde Maßnahmen zum 
Schutz der oben genannten Rechtsgüter. Die 
missbräuchliche Verwendung von Feuerwerkskör
pern erfolgte in früheren Jahren zudem im Schutz 
der Dunkelheit und vielfach aus großen Personen
gruppen heraus, so dass die entsprechenden 
Störer nicht rechtzeitig vor dem Schadenseintritt 
erkannt werden können.
Für die in Anspruch genommenen Personen erge
ben sich aus dem Mitführungs- und Abbrennver
bot keine eigene Gefährdung und keine Verlet
zung höherwertiger Pflichten.

In zeitlicher und räumlicher Hinsicht ist die Maß
nahme auf das erforderliche Maß beschränkt.

Der Zeitraum des Mitführungs- und Verwendungs
verbotes wurde aufgrund der polizeilichen Erfah
rungen der vergangenen Jahre bestimmt: Im 
Laufe der späteren Abendstunden steigt die Zahl 
der Personen an, die sich im Geltungsbereich des 
Verbotes auf öffentlichen Flächen aufhalten und 
den Jahreswechsel auf der Straße feiern möch
ten. Diese verbleiben dort in großer Zahl bis etwa 
ein Uhr. Nachfolgend sinken die Besucherzahlen 
zwar erheblich, es verbleiben aber immer noch 
viele Menschen bis in die frühen Morgenstunden 
auf den Straßen und Plätzen – teilweise abhängig 
von der Wetterlage. Diese Personen waren in ver
gangenen Jahren zu einem großen Anteil erheb
lich alkoholisiert.
Mit einem Beginn des Verbotes erst um 20:00 
Uhr wird es den Bewohnerinnen und Bewohnern 
der fraglichen Bereiche zugleich ermöglicht, 
Gäste zu empfangen und mit ihnen auf privaten 
Flächen das mitgebrachte Feuerwerk abzubren
nen. Andererseits werden sie auch nicht nennens
wert darin eingeschränkt, Silvesterfeiern außer
halb der Verbotszone zu besuchen und dazu eige
nes Feuerwerk mitzubringen.
Ein früheres Ende des Verbotes kommt nicht in 
Betracht, obwohl die Personenzahlen erfahrungs
gemäß ab etwa ein Uhr sinken: Die verbleibenden 
Personen sind aufgrund ihrer Alkoholisierung 
wegen des damit abnehmenden Reaktionsvermö

gens zum einen stärker gefährdet, zum anderen 
erhöht die alkoholbedingte Enthemmung zugleich 
die Neigung zu einem bestimmungswidrigen 
Gebrauch von Feuerwerkskörpern.

Räumlich wurde der Geltungsbereich auf der 
Grundlage der Berichte von Polizei und Feuer
wehr bestimmt und im Hinblick auf die Erfahrun
gen des Vorjahres im Bereich des Unteren Rhein
werft angepasst. In früheren Jahren wurden dort 
jeweils mehrere Menschen durch pyrotechnische 
Gegenstände verletzt. Ausweislich der Berichte 
des jeweiligen Rettungs- bzw. Sanitätsdienstes im 
Erste-Hilfe-Bereich Burgplatz wurden allein dort 
zum Jahreswechsel 2014/2015 17 Personen 
wegen Verletzungen durch Feuerwerkskörper 
behandelt. Für Silvester 2015/2016 wurde die 
Zahl nicht gesondert erfasst, jedoch wird für 
jenes Jahr auf eine relativ hohe Zahl an Kopfplatz
wunden, verursacht durch herabfallende Holz
stangen von Feuerwerksraketen hingewiesen.
In dem umschriebenen Bereich können bereits 
aufgrund der örtlichen Verhältnisse in schmalen 
Gassen die sprengstoffrechtlichen Sicherheitsab
stände kaum oder gar nicht eingehalten werden. 
So sind im fraglichen Bereich zahlreiche Straßen 
und Gassen weniger als 8 Meter breit.
Darüber hinaus ist dort an Silvester mit Personen
zahlen und –dichten zu rechnen, die eine zulas
sungskonforme Verwendung von Feuerwerkskör
pern unmöglich machen. Letzteres gilt auch für 
die größeren Freiflächen innerhalb des Bereiches 
wie etwa den Burgplatz, den Marktplatz, die 
Rheinuferpromenade und das Untere Rheinwerft. 
Diese würden zwar flächenmäßig u. U. das 
Abbrennen von Feuerwerkskörpern zulassen, sie 
werden aber speziell zum Jahreswechsel von 
einer Vielzahl von Personen aufgesucht, so dass 
pyrotechnische Gegenstände auch dort nicht 
ohne Gefahren für Verwender und Dritte abge
brannt werden können. Angesichts der hohen 
Personenzahlen kommt die Herausnahme einzel
ner, zuletzt schwächer frequentierter Flächen wie 
etwa des Marktplatzes aus dem Geltungsbereich 
nicht in Betracht, weil Verdrängungseffekte aus 
den umliegenden gesperrten Bereichen sicher zu 
erwarten wären.

Das Verbot ist auch angemessen. Mit der Verwen
dung pyrotechnischer Gegenstände unter Miss
achtung der Sicherheitsabstände wird die Grenze 
von der Belästigung zur Gefährdung von Men
schen im Einwirkungsbereich der Gegenstände 
überschritten. Sie ist deshalb bereits unzulässig 
und stellt für die Adressaten keine neue Bela
stung dar.
Die Verbringung und Verwendung nicht zugelas
sener Feuerwerkskörper ist gem. § 5 Abs. 1 
SprengG generell unzulässig, gleiches gilt für den 
Umgang mit pyrotechnischen Gegenständen 
höherer Kategorien ohne die jeweils vorgeschrie
bene Erlaubnis.
Die zusätzliche Belastung durch diese Verfügung 
besteht darin, dass bereits das Mitführen an sich 
zugelassener Feuerwerkskörper in dem fragli
chen Bereich untersagt wird, sowie das Abbren
nen auf öffentlichen Flächen, die sich im Einzelfall 
doch als geeignet im Sinne des Sprengstoff
rechts erweisen könnten. Der damit verbundene 
Eingriff in die allgemeine Handlungsfreiheit ist 
jedoch als gering zu bewerten.
Festzuhalten ist zunächst, dass die Maßnahme 
auf Feuerwerkskörper der Kategorie F2 
beschränkt ist, so dass die weniger problemati
schen Feuerwerkskörper der Kategorie F1 ohne 
weiteres mitgeführt und benutzt werden dürfen. 
Der Umgang und insbesondere das Verwenden 
von Feuerwerkskörpern der weiteren Kategorien 
sind nur besonders sachkundigen Personen 

gestattet und damit grundsätzlich verboten.
Soweit Feuerwerkskörper von anderen Orten im 
Stadtgebiet an andere Orte verbracht werden sol
len, sind dazu aufgrund der beschränkten Größe 
und überwiegend nur für Fußgänger und Radfah
rer passierbaren Verbotszone ggf. Umwege 
erforderlich, die fußläufig im Vergleich zu einem 
direkten Durchqueren der Verbotszone nur unwe
sentlich länger sind.
Den Belangen der Bewohner des Gebietes, die 
andernorts Feuerwerkskörper gerade der Kate
gorie F2 zünden möchten, wird durch die zeitliche
Begrenzung Rechnung getragen, im Übrigen ist 
es ihnen zuzumuten, pyrotechnische Gegenstän
de ggf. an geeigneten Orten außerhalb der Ver
botszone zu verwahren.
Personen, die über geeignete Abbrennflächen auf 
Privatgrundstücken verfügen, steht es frei, ihre 
Feuerwerkskörper schon vor Beginn des Verbots
zeitraumes dorthin zu verbringen und dann dort 
zu verwenden.
Ob Flächen auf öffentlichen Verkehrsflächen bei 
hinreichender Größe geeignete Abbrennplätze für 
derartige Feuerwerkskörper sein können, kann 
hier offenbleiben: Sollten einzelne Feiernde derar
tige Flächen tatsächlich gezielt und planmäßig 
aufsuchen wollen, dann ist aufgrund des beste
henden Gemeingebrauchs höchst ungewiss, ob 
gerade sie diese Flächen zum gewünschten Zeit
punkt überhaupt nutzen können. Sie müssen also 
ohnehin damit rechnen, dass es ihnen nicht mög
lich sein könnte, das Feuerwerk innerhalb des 
fraglichen Bereiches abbrennen zu können.
Mittelbar könnte das Verbot auch Verkaufsstellen 
von Feuerwerkskörpern im Geltungsbereich 
beeinträchtigen, da potentielle Kunden ihre nach 
Beginn des Verbotszeitraumes erworbenen Feu
erwerkskörper nicht mehr aus dem Geltungsbe
reich hinaus verbringen können. Allerdings ist der 
31. Dezember 2017 ein Sonntag, an dem Ver
kaufsstellen generell geschlossen bleiben müs
sen.

Zur Anordnung der sofortigen Vollziehung

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung meiner 
Verfügung ist gemäß § 80 Absatz 2 Nummer 4 
der Verwaltungsgerichtsordnung im öffentlichen 
Interesse geboten. Ein gegen diese Verfügung 
eingelegter Rechtsbehelf entfaltet somit keine 
aufschiebende Wirkung.
Angesichts der Gefährdung der Rechtsgüter 
Leben und Gesundheit kann der Ausgang eines 
etwaigen verwaltungsgerichtlichen Verfahrens 
nicht abgewartet werden. Das private Interesse 
am Abbrennen von Feuerwerk im öffentlichen 
Bereich sowie am Transport von Feuerwerkskör
pern in dem gesperrten Bereich muss dabei 
zurückstehen.
Das Interesse des Einzelnen an einer aufschie
benden Wirkung eines Rechtsbehelfs ist in dieser 
Situation geringer zu gewichten.

Zur Zwangsmittelandrohung

Die Androhung von Zwangsmitteln erfolgt auf der 
Grundlage der §§ 55, 58, 62 und 63 des Verwal
tungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nord
rhein-Westfalen. Für Verstöße gegen das Mitführ
gebot wird das Zwangsmittel des unmittelbaren 
Zwanges angedroht.
Andere Zwangsmittel führen nicht zum Zweck 
oder sind untunlich: Zur Erreichung des Zwecks 
dieser Verfügung - den räumlichen Geltungsbe
reich von Feuerwerkskörpern der Kategorie F2 
frei zu halten – ist die Festsetzung und ggf. Bei
treibung eines Zwangsgeldes ungeeignet, weil 
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das entsprechende Verfahren zu viel Zeit bean
sprucht, um noch rechtzeitig in der Silvesternacht 
Wirkung zu entfalten.
Eine der Wegnahme vorgeschaltete Aufforde
rung, sich mit den mitgeführten Feuerwerkskör
pern aus der Verbotszone zu entfernen, ist eben
falls ungeeignet oder untunlich, da die Befolgung 
dieser Aufforderung nur mit hohem Zeitaufwand 
zu kontrollieren wäre, und die Bindung der Ein
satzkräfte an einen einzelnen „Fall“ die Effektivität 
der behördlichen Aufgabenerledigung insgesamt 
gefährden würde.

Eine Sicherstellung mit anschließender Verwah
rung anstelle der Vernichtung erscheint ange
sichts des damit verbundenen Verwaltungsauf
wandes und der entsprechenden Verwaltungsge
bühren von mindestens 25 Euro (§ 15 Abs. 1 Ziff, 
13, 14 der Verordnung zum Verwaltungsvollstrek
kungsgesetz NRW) unverhältnismäßig und typi
scherweise auch nicht im Interesse des Schuld
ners. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass 
eine Abholung dieser Feuerwerkskörper erst am 
nächsten Werktag möglich wäre, wenn ein 
bestimmungsgemäßer Einsatz für Endverbrau
cher erst wieder zum nächsten Jahreswechsel 
zulässig wäre. Vor einer etwaigen Festsetzung 
und Anwendung des Zwangsmittels ist ohnehin zu 
prüfen, ob dieses auch im konkreten Einzelfall 
verhältnismäßig ist, so dass atypische Sachver
halte auf dieser Ebene berücksichtigt werden 
können.

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines 
Monats nach Zustellung Klage erhoben werden. 
Die Klage ist bei dem Verwaltungsgericht Düssel
dorf (Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder 
Postfach 200860, 40105 Düsseldorf) schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle zu erheben. Die Klage kann auch 
in elektronischer Form nach Maßgabe der Verord
nung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerich
ten im Lande Nordrhein-Westfalen - ERVVO VG/FG 
vom 7. November 2012 (GV NRW S. 548) in der 
jeweils geltenden Fassung eingereicht werden. 
Das elektronische Dokument muss mit einer qua
lifizierten elektronischen Signatur nach § 2 Num
mer 3 des Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 
(BGBl. I S. 876) in der jeweils geltenden Fassung 
versehen sein und an die elektronische Poststelle 
des Gerichts übermittelt werden.
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind 
besondere technische Rahmenbedingungen zu 
beachten. Die besonderen technischen Voraus
setzungen sind unter www.egvp.de aufgeführt.

Die vorstehende Allgemeinverfügung wird hiermit 
bekannt gemacht.

Düsseldorf, 26.10.2017

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Christian Zaum
Beigeordneter

Der Vorsitzende 
der Verbands
versammlung
E I N L A D U N G

zur Sitzung der Verbandsversammlung 
am Dienstag, dem 14. November 2017 um 
15:00 Uhr
Sitzungsort: Verwaltung des Zweckverbandes, 
Kleiner Torfbruch 31, 40627 Düsseldorf

Tagesordnung

Öffentliche Sitzung
–  Feststellung der Beschlussfähigkeit
–  Anerkennung der Tagesordnung
–  Genehmigung der Niederschrift ö vom 05.07.

2017
–  Ladeinfrastruktur für Elektromobilität – münd

licher Bericht der Geschäftsführung
–  Tarife und Wirtschaftsplan 2018 mit fünfjähri

ger Finanzplanung
–  Sachstandsbericht zu den Maßnahmen zur 

Steigerung der Attraktivität und Sicherheit 
mündlicher Bericht der Geschäftsführung

Nichtöffentliche Sitzung
–  Anerkennung der Tagesordnung
–  Genehmigung der Niederschrift nö vom 05.07.

2017
–  Vertragsangelegenheiten
–  Sitzungstermine 2018

Düsseldorf, den 27.10.2017

Ratsherr Rolf Schu l te
Vorsitzender der 
Verbandsversammlung

Verlust eines 
Dienstausweises
Der am 29.10.2008 für Herrn Fatih Özdemir aus
gestellte Dienstausweis Nr. 550 ist In Verlust 
geraten.

Odentha l

Öffentliche SitzungenÖffentliche Sitzungen
Schulausschuss
Montag, 13. November, 15 Uhr
Rathaus, HFA-Saal, Marktplatz 1, EG
Schriftführer: Jörg Richter, 
Tel: 89-96964

Bauausschuss
Dienstag, 14. November, 15.00 Uhr
Rathaus, HFA-Saal, Marktplatz 1, EG
Schriftführer: Antonio Collura, 
Tel: 89-93230

Jugendhilfeausschuss
Dienstag, 14. November, 15 Uhr
Rathaus, Sitzungssaal Marktplatz 2, 1. OG
Schriftführerin: Anique Penner, 
Tel: 89-95062

Ausschusses für Planung 
und Stadtentwicklung
Mittwoch, 15. November, 15 Uhr
Rathaus, Sitzungssaal, Marktplatz 2, 
1. Etage
Schriftführerin: Judith Sporken, 
Tel: 89-96844

Sportausschuss
Mittwoch, 15. November, 16 Uhr
Rathaus, HFA-Saal, Marktplatz 1, EG
Schriftführer: Thomas Böhm, 
Tel: 89-95208

Kulturausschuss
Donnerstag, 16. November, 15 Uhr
Rathaus, HFA-Saal, Marktplatz 1, EG
Schriftführer: Bernhard Zimmermann, 
Tel: 89-96114

Ausschuss für Gesundheit und Soziales
Donnerstag, 16. November, 15 Uhr
Rathaus, Plenarsaal, Marktplatz 2, 
1. Etage
Schriftführerin: Ina Schmidt, 
Tel: 89-25878

Bezirksvertretung 8
Donnerstag, 16. November, 17 Uhr
Rathaus Eller, Gertrudisplatz 8, 
Sitzungssaal, 1. OG
Schriftführer: Hartmut Knorr, 
Tel: 89-93318

Ausschuss für öffentliche Einrichtungen
Freitag, 17. November, 15 Uhr
Rathaus, HFA-Saal, Marktplatz 1, EG
Schriftführer: Andreas Luberichs, 
Tel: 89-28888

Auflösung 
Vereinsregister
Der im Vereinsregister des Amtsgerichts Düssel
dorf unter der Nr. VR 8464 eingetragene Hilfe für 
heute Forschung für morgen e.V. ist aufgelöst. 
Die Gläubiger des Vereins werden aufgefordert, 
sich bei ihm zu melden.

Hilfe für heute Forschung für morgen

Die Liquidatoren
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Anlage 
zur Allgemeinverfügung „Mitführ- und Abbrennverbot für Feuerwerkskörper der Kategorie 2 
in der Düsseldorfer Altstadt an Silvester 2017/2018”: Geltungsbereich 



Seite 8 Amtliche Bekanntmachungen Nr. 44/45 – 11. November 2017 

Stadtplanung zur Diskussion

(Stadtbezirk  4)

Es ist beabsichtigt, für ein Gebiet östlich der 
Kevelaerer Straße, südlich der Brüsseler Straße 
(B7), etwa westlich der Wohnbebauung Gottfried
Hötzel-Straße sowie etwa nördlich der Heerdter 
Landstraße einen Bebauungsplan der Innenent
wicklung aufzustellen.

Die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung 
sollen

am Dienstag, dem 21.11 2017,
Beginn: 18.00 Uhr,
in der Aula der Heinrich-Heine-Grundschule,
Heerdter Landstraße 186,
40549 Düsseldorf

im Rahmen einer Anhörung der Öffentlichkeit vor
gestellt und erörtert werden.
Hierzu sind alle an dieser Planung Interessierten 
herzlich eingeladen.

Der v. g. Veranstaltungsort ist durch folgende 
öffentliche Verkehrsmittel erreichbar: 
Stadtbahnlinie U75, 
Haltestelle „Aldekerkstraße“,
Buslinien Nr. 830 und SB 85, 
Haltestelle „Handweiser“.

Ein entsprechender Plan kann vom 13.11.2017 
bis einschl. 05.12.2017 beim Stadtplanungsamt 
der Landeshauptstadt Düsseldorf, Brinck
mannstr. 5, 40225 Düsseldorf, 4. Oberge
schoss, während folgender Zeiten eingesehen 
werden: montags bis donnerstags von 8.30 Uhr 
bis 15.00 Uhr und freitags von 08.30 bis 13.00 
Uhr.

Das Stadtplanungsamt ist durch die Stadtbahnlini
en U71, U73 und U83 und die Straßenbahnlinien 
Nr. 704 und 706 - Haltestelle "Auf´m Henne
kamp", die Buslinien Nr. 780, 782, 785 - Halte

stelle "Feuerbachstraße" und die S-Bahnlinien S 1, 
S 6, S 68 - Haltestelle "D-Volksgarten" erreichbar.

Düsseldorf, 27.10.2017
61/12-B-04/022

Landeshauptstadt Düsseldorf
Der Oberbürgermeister
Stadtplanungsamt

Im Auftrag
Orzessek -Kruppa 
Amtsleiterin
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Bebauungsplan der Innenentwicklung 
gemäß § 13a BauGB

Gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch das Gesetzes zur Moder
nisierung des Rechts der Umweltverträglichkeits
prüfung vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) wird 
bekannt gemacht, dass der nachstehend aufge
führte Bebauungsplan im beschleunigten Verfah
ren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
gemäß § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden soll: 

Bebauungsplan Nr. 04/022 – Östlich Keve
laerer Straße 
Gebiet östlich der Kevelaerer Straße, südlich der 
Brüsseler Straße (B7), etwa westlich der Wohnbe
bauung Gottfried-Hötzel-Straße sowie etwa nörd
lich der Heerdter Landstraße.

Düsseldorf, den 27.10.2017
61/12-B-04/022

Der Oberbürgermeister
Stadtplanungsamt

Im Auftrag
Orzessek -Kruppa 
Amtsleiterin
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Öffentliche ZustellungenÖffentliche Zustellungen
Ordnungsamt: 
des Bescheides 5329 0005 0151 2705 SB 81 vom 
19.04.2017 an Corinna Petra Martina Nies, Querstraße 
4, 40227 Düsseldorf
des Bescheides 5327 0005 0747 4743 SB 53 v om 
21.09.2017 an Burak Kavakli, Weteringstraat 51, 1441 
JT Purmerend, Niederlande
des Bescheides 5329 0005 0168 7815 SB 19 vom 
29.09.2017 an Metin Kurt, Halensebaan 69, 3290 
Diest, Belgien
des Bescheides 5327 0005 0747 1078 SB 54 vom 
21.09.2017 an Burak Kavakli, Weteringstraat 51, 1441 
JT Purmerend, Niederlande
des Bescheides 5327 0005 0712 0852 SB 58 vom 
18.09.2017 an Tommy Van der Meiyden, Van 
Liemptstraat 15, 5701 LM Helmond, Niederlande
des Bescheides 5327 0005 0760 2695 SB 57 vom 
13.10.2017 an Krystian Dariusz Jachymski, Trierer 
Straße 78, 53919 Weilerswist
des Bescheides 5327 0005 0707 8058 SB 2 vom 
26.09.2017 an Thomas Bakx, Koppelsbrink 44, 7622 
CW Borne, Niederlande
des Bescheides 5329 0005 0171 7463 SB 8 vom 
04.10.2017 an Ralph Kaiser, Dreherstraße 118, 
40625 Düsseldorf
des Bescheides 5327 0005 0746 2842 SB 8 vom 
20.09.2017 an Martijn Willem Johannes Boon, Stations
weg 60, 3151 HS Rotterdam, Niederlande
des Bescheides 5327 0005 0745 5927 SB 53 vom 
19.09.2017 an Victor-Dumitru Dumitrascu, Ostacker
weg 85, 47166 Duisburg
des Bescheides 5329 0005 0144 6389 SB 119 vom 
08.03.2017 an Alesandro Mori, Del Riccio 7, 40123 
Bologna, Italien
des Bescheides 5327 0005 0759 7993 SB 111 vom 
09.10.2017 an Johan P R Athmer, Vincent van 
Goghstraat 19, 4041 GG Kesteren, Niederlande
des Bescheides 5327 0005 0754 2510 SB 116 vom 
19.10.2017 an Phil Janz, Johann-Wilhelm-Scheidt-Stra
ße 14, 45219 Essen
des Bescheides 5329 0005 0150 4915 SB 119 vom 
10.10.2017 an Sebastien Jonathan Ocmant, Donker
straat 27, 1750 Lennik, Belgien
des Bescheides 5327 0005 0574 0152 SB 112 vom 
04.10.2017 an Guo Daijang, Ripa di Porta Ticinese 
113, 20144 Milano, Italien
des Bescheides 5327 0005 0634 6180 SB 118 vom 
30.10.2017 an Petre Lazar, Rosenbergstraße 12, 
74072 Heilbronn
des Bescheides 5327 0005 0746 2850 SB 114 vom 
04.10.2017 an Grzegorz Jan Gas, Werstener Dorfstra
ße 228, 40591 Düsseldorf

des Bescheides 5327 0005 0720 2441 SB 122 vom 
29.09.2017 an Ben Van de Vyer, Bredestraat 217, 
9041 Oostakker, Belgien
des Bescheides 5327 0005 0730 6336 SB 117 vom 
13.09.2017 an Tamerlan I. Kanaev, Rue des Carmes 
11 9, 4800 Verviers, Belgien
des Bescheides 5327 0005 0729 7027 SB 119 vom 
28.09.2017 an Cristian Orlando, Via Del Monte 10, 
84012 Angri (SA), Italien
des Bescheides 5327 0005 0721 1548 SB 118 vom 
08.09.2017 an Stefano Masciello, Via Evangelista Tor
ricelli 2, 20136 Milano, Italien
des Bescheides 5329 0005 0132 5824 SB 119 vom 
19.04.2017 an Samir Al Makhlafi, Vloeweg 3, 9628 BL 
Siddeburen, Niederlande
des Bescheides 5329 0005 0167 3601 SB 121 vom 
30.08.2017 an Sebastian Sonnenschein, Sternbu
schweg 264, 47057 Duisburg
des Bescheides 5327 0005 0745 4203 SB 111 vom 
11.09.2017 an Peter R Blom, Staalwijklaan 2, 3763 LG 
Soest, Niederlande
des Bescheides 5329 0005 0138 5657 SB 121 vom 
27.09.2017 an Marco Tölzer, Wallischgasse 7 17, 
1030 Wien, Österreich
des Bescheides 5329 0005 0147 9198 SB 118 vom 
09.05.2017 an Constantin Mahu, Schlesische Straße 
115, 40231 Düsseldorf
des Bescheides 5329 0005 0165 7894 SB 3 vom 
02.10.2017 an Jean Veroniq Tahi, Rue Louis Bleriot 23, 
78200 Mantes La Jolie, Frankreich
des Bescheides 5329 0005 0166 8365 SB 14 vom 
11.09.2017 an Otto Gerhard Philipp Pohlmann, Maar
schalk Gerardstraat 6, 2000 Antwerpen, Belgien
des Bescheides 5327 0005 0749 4230 SB 18 vom
04.10.2017 an Erico Maccari, Allschwilerstraße 17, 
4142 Münchenstein, Schweiz
des Bescheides 5327 0005 0777 0822 SB 9 vom 
27.10.2017 an Kristian Hogan, Brizen Lane 15, GL53 
ONG Cheltenham, Großbritannien
des Bescheides 5327 0005 0737 2916 SB 3 vom 
27.09.2017 an KRJ Dekker, Pleistraat 1, 6373 HJ 
Landgraaf, Niederlande
des Bescheides 5329 0005 0167 6490 SB 3 vom 
27.09.2017 an Leonie Buysse, Overwinningsstraat 
192c 1060 Sint Gillis, Belgien
des Bescheides 5329 0005 0168, 4794 SB 65 vom 
05.10.2017 an Peter Wiesner, Hausergasse 3-7/6/3, 
1100 Wien, Österreich
des Bescheides 5327 0005 0742 2972 SB 65 vom 
04.10.2017 an Ingmar Sandahl, Torsgetan 121, 341 
32 Ljungby, Schweden
des Bescheides 5329 0005 0160 1163 SB 81 vom 

20.07.2017 an Dora Petkova, Blücherstraße 105 / 
1.OG Mitte, 47053 Duisburg
des Bescheides 5329 0005 0160 1201 SB 81 vom 
20.07.2017 an Dora Petkova, Blücherstraße 105 / 
1.OG Mitte, 47053 Duisburg
des Bescheides 5329 0005 0160 1180 SB 81 vom 
20.07.2017 an Dora Petkova, Blücherstraße 105 / 
1.OG Mitte, 47053 Duisburg
des Bescheides 5329 0005 0160 1198 SB 81 vom 
20.07.2017 an Dora Petkova, Blücherstraße 105 / 
1.OG Mitte, 47053 Duisburg
Die Bescheide können beim Ordnungsamt der Landes
hauptstadt Düsseldorf, Erkrather Str. 1-3, 40223 Düs
seldorf, Zimmer 110, eingesehen bzw. in Empfang 
genommen werden.
Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in Gang 
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kön
nen.

Amt für Einwohnerwesen 
Abt. Kommunale Ausländerbehörde
der Ordnungsverfügung vom 13.10.2017, Aktenzei
chen 33/323 -216- AV, gerichtet an den albanischen 
Staatsangehörigen Elton KAJO geb. 24.01.1995 in 
Lapardha, Berat/Albanien, zurzeit unbekannten Aufent
halts.
Die Ordnungsverfügung kann beim Amt für Einwohner
wesen, Abteilung Kommunale Ausländerbehörde, Willi
Becker-Allee 7, 40627 Düsseldorf, eingesehen, bzw. in 
Empfang genommen werden.
Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in Gang 
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kön
nen.

Ordnungsamt: 
der Ordnungsverfügung „32/33-6-35-katucans“ vom 
23.10.2017 an Herrn Emils Katucans, zuletzt: Worrin
ger Str. 1 in 40211 Düsseldorf. Die Ordnungsverfü
gung kann beim Ordnungsamt der Landeshauptstadt 
Düsseldorf, Worringer Str. 111, Zi. 110, eingesehen 
bzw. in Empfang genommen werden.
Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in Gang 
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kön
nen.

„Düsseldorfer Amtsblatt“, Offizielles Amtsblatt der Landeshauptstadt Düsseldorf. Herausgeber: Der Oberbürgermeister – Amt für Kommunikation - Marktplatz 2, 40213 Düsseldorf. Verant
wortlich: Kerstin Jäckel-Engstfeld. Redaktion und Anzeigen: Markus Schülke, Telefon 89-93135, Fax: 89-94179, E-Mail: amtsblatt@duesseldorf.de; Internet: http://www.duesseldorf.de. Druck 
und Vertrieb: Rheinische Post Verlagsgesellschaft mbH, Zülpicher Str. 10, 40196 Düsseldorf. Das Amtsblatt kann auch abonniert werden. Bezugspreis jährlich 30,60 Euro. Der Versand erfolgt als 
PDF-Datei per E-Mail. Vertrieb: Frau Marlene Weyers, Tel. 505-1261 und E-Mail: marlene.weyers@rbzv.de. Anzeigenpreisliste Nr. 16, gültig ab 01.01.2006.
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